Umweltpolitik und Neoliberalismus in Lateinamerika by Muno, Wolfgang
www.ssoar.info
Umweltpolitik und Neoliberalismus in
Lateinamerika
Muno, Wolfgang
Veröffentlichungsversion / Published Version
Arbeitspapier / working paper
Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
GIGA German Institute of Global and Area Studies
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Muno, W. (2002). Umweltpolitik und Neoliberalismus in Lateinamerika. (Brennpunkt Lateinamerika, 5). Hamburg:
Institut für Iberoamerika-Kunde. https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-442824
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-NC Lizenz (Namensnennung-
Nicht-kommerziell) zur Verfügung gestellt. Nähere Auskünfte zu
den CC-Lizenzen finden Sie hier:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/deed.de
Terms of use:
This document is made available under a CC BY-NC Licence
(Attribution-NonCommercial). For more Information see:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0
Brennpunkt Lateinamerika Nr. 05-02 45 
 
 
Nummer 5    15. März 2002      ISSN 1437-6148 
 




Ausgehend von den aktuellen umweltpolitischen Problemen in Lateinamerika wird ein Überblick über die 
Entwicklung des Politikfeldes Umweltpolitik – einschließlich der umweltpolitischen Instrumente – im inter-
nationalen Kontext und in Bezug auf Lateinamerika gegeben. Nachfolgend wird der Frage nachgegangen, 
inwieweit die zunehmenden Umweltprobleme und die geringen Erfolge in der Umweltpolitik in Lateiname-
rika auf die neoliberale Wirtschaftspolitik der 80er und 90er Jahre zurückzuführen sind. 
 
 
1. Umweltprobleme in Lateinamerika 
Rund 90% des Artensterbens, der Bodenerosion, 
der Waldvernichtung und der Wüstenbildung findet 
in Entwicklungsländern statt. Auch in Lateinameri-
ka sind die Umweltprobleme von beachtlicher 
Dramatik. Einige Zahlen mögen dies verdeutlichen: 
• Rund 5,8 Millionen Hektar Wald wurde zwi-
schen 1990 und 1995 in Lateinamerika vernich-
tet, ein Verlust von 3% des Gesamtbestandes. 
Laut Angaben des brasilianischen Bundesinsti-
tuts für Raumforschung waren Ende 1997 
517.069 qkm Waldfläche allein im brasiliani-
schen Amazonasgebiet vernichtet, was 10,3% 
der Gesamtfläche des Amazonasregenwaldes 
entspricht. Hinzu kamen Abholzungen außer-
halb des Amazonasgebietes, jährlich ca. 11.000 
qkm. Zwischen 1978 und 1988 wurden pro 
Jahr ca. 21.130 qkm Wald gerodet, was etwa 
der Fläche Belgiens entspricht, im Jahr 2000 
ca. 20.000 qkm. 
• Nach Angaben des bolivianischen Umweltmi-
nisters befanden sich 1998 bereits 41% der Ge-
samtfläche Boliviens im Prozess der Desertifi-
kation.  
• In Mexiko-Stadt ist die Luftverschmutzung so 
stark, dass kaum ein Kind ohne chronische 
Lungenkrankheit groß wird. In São Paulo und 
Rio de Janeiro wird die Luftverschmutzung für 
ca. 4000 vorzeitige Todesfälle pro Jahr verant-
wortlich gemacht.  
• Während die Wasserqualität beispielsweise im 
Rhein seit den 80er Jahren stetig besser wird, 
ist der Riachuelo, ein Zufluss des Rio de la Pla-
ta in Buenos Aires, eine einzige Kloake. 
Angesichts dieser drängenden Probleme ergibt sich 
von selbst die Notwendigkeit von Umweltpolitik. 
Dabei lässt sich die Mehrzahl der Umweltprobleme 
in Lateinamerika zwei Problemkomplexen zuord-
nen: 
• Zum einen existiert ein Problemkomplex, der 
in Zusammenhang steht mit Urbanisierung. In 
Lateinamerika lebt mittlerweile der Großteil 
der Bevölkerung in Städten. Zudem konzentrie-
ren sich Industrien auf großstädtische Bal-
lungszentren. Das rasche und in der Regel un-
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kontrollierte Städtewachstum bringt Schad-
stoffemissionen von Industrie, Fahrzeugen und 
Haushalten mit sich, Abfall- und Abwasser-
probleme und führt zu massiver Verschmut-
zung von Luft und Wasser und zur Zerstörung 
von Boden. 
• Zum anderen existiert ein Problemkomplex, der 
in Zusammenhang steht mit Entwaldung. Das 
Streben der armen ländlichen Bevölkerung 
nach Anbaugebieten sowie der reichen Groß-
grundbesitzer nach mehr Weideflächen für 
Vieh und cash-crops für Agrarexporte führen 
zu Entwaldung, die oftmals anschließend zur 
Desertifikation führt, weshalb wiederum nach 
neuen Anbaugebieten gesucht wird. Nebenbei 
führt die Entwaldung zu massenhaftem Arten-
sterben und hat globale Auswirkungen auf das 
Klima bzw. den Treibhauseffekt. 
 
Umweltpolitik kann definiert werden als die Gesamtheit aller Maßnahmen, die notwendig sind, um dem 
Menschen eine Umwelt zu sichern, wie er sie für seine Gesundheit und ein menschenwürdiges Dasein 
braucht, um Boden, Luft und Wasser, Pflanzen und Tierwelt vor nachteiligen Wirkungen menschlicher 
Eingriffe zu schützen und um Schäden oder Nachteile aus menschlichen Eingriffen zu beseitigen. Diese auf 
dem bundesdeutschen Umweltprogramm von 1971 basierende Aufzählung nennt als relevante Bereiche 
von Umweltpolitik: Boden, Luft, Wasser, Tier und Pflanzenwelt. Zu ergänzen wäre das damals noch nicht 
erkannte, heute akute Problemfeld Klima. Die genannten Problemfelder zeigen, wie vielfältig Umweltpoli-
tik sein müsste, um alle Bereiche zu erfassen. Offensichtlich ist Umweltpolitik eine Querschnittsaufgabe, 
die in viele andere Politikfelder hineinreicht. Die Reinhaltung von Boden und Wasser sowie die Erhaltung 
der Tier und Pflanzenwelt ist auch eine Aufgabe von Landwirtschaftspolitik, Luft und Klima auch eine 
Frage der Energiepolitik, sämtliche Bereiche werden von der Verkehrspolitik beeinträchtigt, nicht nur 
durch Emissionen, die Luft, Boden, Wasser und Klima belasten, sondern auch durch Landschaftszerstörung 




2. Entwicklung des Politikfeldes Umweltpolitik: 
Weltweite Trends und Entwicklungen in 
Lateinamerika 
Die Entwicklung des Politikfeldes „Umweltpolitik“ 
kann generell in drei Phasen unterschieden werden.  
Die erste Phase begann mit staatlichen Um-
weltschutzprogrammen in den 60er und 70er Jah-
ren. Auslöser waren weltweite konkrete Umwelt-
probleme wie die Londoner Smog-Katastrophe von 
1953, Quecksilbervergiftungen in Minamata (Ja-
pan), Luftverschmutzungen in Mexiko-Stadt, Los 
Angeles und im Ruhrgebiet. Vorreiter waren Japan, 
die USA und Schweden, die 1967 (Japan) bzw. 
1969 die ersten nationalen Umweltschutzgesetze 
erließen. 1970 wurde in Großbritannien das erste 
Umweltministerium eingerichtet, die BRD legte 
1971 ein Umweltprogramm vor. 1972 fand auf 
Betreiben Schwedens die Konferenz der Vereinten 
Nationen über die Umwelt des Menschen in Stock-
holm statt. Diese Konferenz gilt als wichtiger Mei-
lenstein in der Entwicklung von Umweltpolitik. 
Auch für Lateinamerika hatte die Stockholm-
Konferenz wichtige Bedeutung. 1971 hatte in Me-
xiko eine internationale Vorbereitungstagung statt-
gefunden, die den Ausgangspunkt staatlicher Um-
weltpolitik in Lateinamerika darstellt. 1972 erließ 
die mexikanische Regierung ein erstes Umweltge-
setz. In Brasilien entstand 1973 ein Umweltsekreta-
riat im Innenministerium. 1976 entstand das erste 
Umweltministerium in Lateinamerika: die venezo-
lanische Regierung schuf ein Ministerium für Um-
welt und natürliche Ressourcen. 
Die Konferenz von Stockholm förderte zwar das 
Bewusstsein über die Problematik der Umweltver-
schmutzung, nach wie vor galt aber das Primat wirt-
schaftlicher Interessen. 
Die zweite Phase begann Ende der 70er Jahre 
und ist durch das Aufkommen ökologischer Bür-
gerbewegungen gekennzeichnet. Die ökologischen 
Bürgerbewegungen und Parteien sorgten dafür, dass 
das Thema Umwelt eine wichtigere Rolle auf der 
Agenda nationaler Politiken spielte. Während in 
Europa aus diesen Bürgerbewegungen sogar zum 
Teil recht erfolgreiche politische Parteien entstan-
den, waren die Bürgerbewegungen in Lateinameri-
ka durch die in den 70er Jahren existierenden Mili-
tärdiktaturen stark eingeschränkt. Verstärkt wurde 
das Umweltbewusstsein in Europa durch Umwelt-
katastrophen Mitte der 80er Jahre. Vor allem die 
Tschernobyl-Katastrophe im April 1986 spielte 
hierbei eine wichtige Rolle, in der Konsequenz 
entstand beispielsweise in der BRD 1986 das Bun-
desumweltministerium. 
In Lateinamerika dominierten dagegen Demo-
kratisierungen und die Verschuldungskrise die poli-
tische Agenda, Umweltpolitik spielte sowohl auf 
staatlicher Seite wie in der Zivilgesellschaft nur 
eine marginalisierte Rolle. Dennoch hatten beson-
ders die Demokratisierungen der lateinamerikani-
schen Länder auch eine positive umweltpolitische 
Konsequenz, da umweltpolitische NGOs nunmehr 
größere Freiräume hatten. Ende der 80er Jahre ent-
standen daher auch in Lateinamerika vermehrt 
Umweltgruppen, allein in Mexiko mehr als 100 
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organisierte. Auch ökologische Parteien entstanden, 
wenn auch mit weitaus weniger Erfolg als in Euro-
pa. Der Partido Ecologista Mexicana beispielswei-
se erreichte 1991 weniger als 1,5% und 1994 0,9%, 
die Grüne Partei in Brasilien erfüllte 1990 nicht die 
Registrierungsanforderungen, um an der Präsident-
schaftswahl teilzunehmen. In Chile dagegen er-
reichte der Präsidentschaftskandidat der Ökologen 
Manfred Max-Neef bei den Wahlen im Dezember 
1993 beachtliche 6,1%. 
Die dritte Phase der Umweltpolitik ist durch 
eine zunehmende Internationalisierung charakteri-
siert. Bereits im Gefolge der Stockholmer Konfe-
renz war es zur Gründung des Umweltprogramms 
der Vereinten Nationen (UNEP) gekommen, das 
viele Konventionen im Umweltbereich initiierte 
(1973 über den Handel mit gefährdeten Tier- und 
Pflanzenarten, 1985 über den Schutz der Ozon-
schicht, 1991 über Giftmüllexporte). 1987 legte die 
Weltkommission für Umwelt und Entwicklung im 
Auftrag der UNO den Brundtland-Bericht vor, der 
globale Umweltprobleme analysieren und realisti-
sche Lösungsvorschläge unterbreiten sollte. In den 
90er Jahren führte das Ende des Ost-West-Konflikts 
zu neuer Hoffnung, globale Probleme angehen zu 
können. Die Vereinten Nationen organisierten die 
Konferenz über Umwelt und Entwicklung in Rio 
de Janeiro vom 3. bis 14. Juni 1992. Die gestiege-
ne Bedeutung von Umweltpolitik wurde durch die 
Dimensionen von Rio deutlich: 89 Staats- und Re-
gierungschefs, 3000 Delegierte aus 185 Ländern, 
700 Funktionäre der UNO sowie 200 Repräsentan-
ten internationaler Organisationen nahmen teil. Die 
Mega-Konferenz führte zum Abschluss zweier 
Konventionen (Artenschutz-Konvention und Kli-
ma-Konvention), zu verschiedenen Absichtserklä-
rungen und Deklarationen, v.a. der Agenda 21, 
sowie zu einer Vielzahl von internationalen Folge-
konferenzen, etwa der Klima-Konferenzen in Kyoto 
1997, Buenos Aires 1998, Den Haag 2000, Marra-
kesch 2001 sowie der Rio-Folgekonferenz „Rio+10“ 
2002 in Johannesburg. Die zunehmende Internatio-
nalisierung des Politikfeldes Umwelt hat zur Diffu-
sion nationaler umweltpolitischer Instrumente auch 
in Lateinamerika beigetragen. 
3. Umweltpolitische Instrumente 
Einer Vielfalt von Problemfeldern steht auch eine 
Vielfalt von umweltpolitischen Instrumenten ge-
genüber. Unterschieden werden ordnungsrechtliche, 
planerische, ökonomische und kooperative Instru-
mente sowie Information (vgl. Abbildung 1). Die 
umweltpolitischen Instrumente lassen sich in zwei 
Gruppen einteilen: direkte, dirigistische Command-
and-Control-Instrumente (1 und 2) und indirekte, 
kooperative Instrumente bzw. Market-Based Initia-
tives (3 bis 5). 
 
Abbildung 1: Umweltpolitische Instrumente 
1. Ordnungsrecht Ge- und Verbote (Nationale Gesetze und Verordnungen), Genehmigungen, 
Grenzwertsetzung, Produktionsstandards, Umweltstrafrecht 
2. Planung 
 
Umweltpläne, Raumordnungspläne, Bauleitpläne, Landschaftspläne, Luftreinhal-
tepläne, Abfallwirtschaftspläne, Wasserhaushaltspläne, Flächennutzungspläne, 
Bebauungspläne, Verkehrspläne 
3. Ökonomie Umweltsteuern, Umweltabgaben, Gebühren, Lizenzen, Zertifikate, Steuerver-
günstigungen, Subventionen, Umwelthaftung 
4. Kooperation Absprachen, Verhandlungen, Branchenabkommen, Selbstverpflichtungen 
5. Information Umweltberichte, Umweltgutachten, Umweltzeichen, Umweltbildung 
 
Quelle: Eigene Bearbeitung basierend auf Müller-Rommel (2001: 11ff.). 
 
Ordnungsrechtliche Instrumente sind direkte 
staatlich-administrative Eingriffe. Sie setzen beim 
Verursacher eines Umweltproblems an, verbieten 
umweltschädigendes Verhalten oder schreiben zu-
lässige Höchstgrenzen vor. Der Vorteil rechtlicher 
Bestimmungen liegt in eindeutigen Regelungen und 
hoher Verhaltensdeterminierung. Ziel ist, ein um-
weltpolitisches Minimum durch Androhung rechtli-
cher Verfolgung von Verstößen zu gewährleisten. 
Darin liegt auch der Nachteil. Über ein Minimum 
hinaus gehen rechtliche Regelungen selten. Diese 
Regelungen wiederum sind sehr statisch, beharrlich 
und mit einem hohen Vollzugsaufwand verbunden. 
Ein Beispiel sind nationale Umweltgesetze, die 
Prinzipien, Grundlagen und Ziele sowie Instrumen-
te von Umweltpolitik definieren.  
In Lateinamerika existieren nationale Umwelt-
gesetze in Bolivien (1992), Brasilien (1981), Chile 
(1994), Ekuador (1996), Kolumbien (1993), Mexi-
ko (1972/1988), Peru (1990), Venezuela (1976). 
Das Umweltgesetz in Bolivien beispielsweise defi-
niert auf mehr als 350 Seiten strikte Umweltstan-
dards, schreibt Umweltpläne und Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen für alle größeren öffentlichen 
und privaten Vorhaben und Aktivitäten vor und 
setzt Grenzwerte, z.B. für CO2-Emmissionen und 
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Abwasser. Ähnlich das chilenische Umweltgesetz, 
das Prinzipien und Instrumente benennt, explizit 
Umweltverträglichkeitsprüfungen, Umweltqualitäts-
normen, Emissionsnormen, Bewirtschaftungspläne 
für erneuerbare natürliche Ressourcen, Präventi-
onspläne und Dekontaminierungspläne sowie han-
delbare Emissionsrechte und Steuern vorgibt. Fer-
ner bildet das Gesetz die Grundlage für die nationa-
le Umweltkommission CONAMA (Comisión Naci-
onal de Medio Ambiente). 
Planerische Instrumente sind administrative 
Vorgaben, die alle öffentlichen (und zum Teil auch 
private) Maßnahmen und Vorhaben erfassen. Be-
rücksichtigen diese Pläne umweltrelevante Aspekte, 
so handelt es sich um ein umweltpolitisches Instru-
mentarium. Verkehrspläne beispielsweise erfassen 
und regeln den Bau neuer Straßen durch die öffent-
liche Hand, Bebauungs- und Bauleitpläne regeln 
auch private Vorhaben. Der Vorteil liegt in der pro-
aktiven und vorausgehenden Festlegung von Um-
weltzielen. Ein möglicher Nachteil liegt vor, wenn 
Pläne bloße Absichtserklärungen sind, die nicht 
umgesetzt werden. Neben sektoralen Fachplänen 
(etwa den genannten chilenischen Bewirtschaf-
tungsplänen) gibt es auch integrale Planungskon-
zepte, etwa umfassende Umweltpläne oder Strate-
gien nachhaltiger Entwicklung im Rahmen der 
Agenda 21. Diese Umweltpläne sind in erster Linie 
Absichtserklärungen, aber dennoch sind sie als 
wichtiges umweltpolitisches Instrumentarium ein-
zustufen. Zunächst ist bereits die bloße Zusammen-
fassung bestehender Zielvorgaben ein Gewinn. 
Daran lassen sich Erfolge und Misserfolge messen. 
Schließlich helfen Umweltpläne, die Zielvorgaben 
aufrechtzuerhalten und im Optimalfall zu internali-
sieren. International ist ein regelrechter Boom in 
nationaler Umweltplanung zu verzeichnen. Im Ge-
folge der Rio-Konferenz und der Agenda 21 existie-
ren mittlerweile in fast allen Ländern Umweltpläne. 
Für CAC-Instrumente (vgl. Abb. 1) ist die Existenz 
staatlicher umweltpolitischer Institutionen von zen-
traler Bedeutung.  
In den 80er und 90er Jahren haben etliche la-
teinamerikanische Länder neue umweltpoliti-
sche Institutionen in Form von Ministerien, 
Kommissionen und Räten gegründet oder ältere 
Organe neu organisiert (vgl. Abbildung 2). In 
allen Ländern existieren Umweltministerien, in 
Chile und Peru als Alternative Nationale Um-
weltkommissionen, nur in Paraguay existiert 
keine solche Institution. Allerdings sagt die bloße 
Existenz von Ministerien, Behörden und Geset-
zen noch nichts über ihren tatsächlichen Stellen-
wert aus. Es müssen also Kompetenzen, Ressour-
cen und Durchsetzungsfähigkeit dieser Einrich-
tungen berücksichtigt werden. Im Falle Latein-
amerikas sind diese nicht sonderlich stark ausge-
prägt. Umweltpolitische Organe sind personell 
wie finanziell schwach ausgestattet. Zusätzlich 
erschweren bürokratische Probleme die Arbeit. 
So gibt es in Brasilien Umweltschutzagenturen 
auf bundes- wie auf einzelstaatlicher Ebene. Die 
föderalen Strukturen und damit einhergehende 
Kompetenzstreitigkeiten erschweren die Arbeits-
weise der Umweltschutzagenturen. Der boliviani-
sche Politologe Mansilla (2001: 36) spricht gar 
von einer nur „theoretischen Existenz“, die zahl-
reiche umweltpolitische Institutionen in Latein-
amerika führen. In Bolivien wurde beispielsweise 
1992 in jeder Provinz ein Consejo Departamental 
del Medio Ambiente eingerichtet. Mansilla be-
richtet in seinem 2001 erschienenen Artikel, es 
hätte noch nicht einmal eine konstitutierende ers-
te Sitzung gegeben. Das bolivianische Umwelt-
gesetz von 1992 ermangelte bis 1995 der Durch-
führungsbestimmungen und war daher nicht an-
wendbar. Viele Umweltvorschriften sind generell 
zu wenig konkretisiert. Gibt es einmal tatsächlich 
konkrete, durchführbare Gesetze und Bestim-
mungen, so ist es ein Leichtes, diese zu missach-
ten. Mangelnde Durchsetzbarkeit von Normen 
bzw. mangelnde Sanktionierung von Normverlet-
zungen sowie Korruption sind Defekte lateiname-
rikanischer Rechtsstaatlichkeit, die bei ordnungs-
rechtlichen Vorgaben in soft policies wie Um-
weltpolitik noch einmal besonders ausgeprägt 
festzustellen sind. 
Ökonomische Instrumente sind wirtschaftliche 
Anreize, die ein bestimmtes, gewünschtes Verhal-
ten erreichen bzw. fördern oder unterbinden wollen. 
Es kann sich um Subventionen handeln wie etwa 
bei Erzeugung regenerativer Energien oder um 
Steuern, Gebühren oder Sonderabgaben für um-
weltbelastende Aktivitäten wie zum Beispiel eine 
Ökosteuer. Dazu gehören auch Zertifikate und 
staatlich erteilte Lizenzen, die Umweltnutzungs-
rechte erteilen, z.B. das Recht, in einem begrenzten 
Umfang Schadstoffe zu emittieren. Zertifikate kön-
nen fest zugeteilt oder auch gehandelt werden. Ein 
bekanntes Beispiel ist die Zertifikation von Schwe-
feldioxidemissionen in den USA. Unterschreiten 
Unternehmen den lizensierten Grenzwert, so kann 
der Differenzbetrag innerhalb räumlicher Grenzen 
veräußert werden. Auch im internationalen Klima-
schutz existieren handelbare Zertifikate. Das Kyo-
to-Protokoll von 1997 sieht den Handel von Em-
missionsrechten bei Treibhausgasen vor. Ökonomi-
sche Instrumente können sehr schnell und effektiv 
sein, besonders, wenn sie auf direkte finanzielle 
Anreize setzen, was aber wiederum häufig starken 
politischen Widerstand von Betroffenen provoziert. 
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Abbildung 2: Umweltministerien in Lateinamerika 
Land Umweltministerium Jahr 
Argentinien Desarrollo Social y Medio Ambiente 1999 
Bolivien Desarrollo Sostenible y Planificación 1992 
Brasilien Medio Ambiente 1990 
Chile Comisión Nacional del Medio Ambiente 1994 
Costa Rica Ambiente y Energía 1990 
Ekuador Ambiente 1996 
Kolumbien Medio Ambiente 1993 
Mexiko Medio Ambiente y Recursos Naturales 1994 
Paraguay ---  
Peru Consejo Nacional del Ambiente 1995 
Uruguay Vivienda, Ordenamiento Territorial y Medio Ambiente 1990 
Venezuela Ambiente y Recursos Naturales Renovables 1976 
 
Quellen: Mumme/Korzeitz (1997), Huber et al. (1998), eigene Ergänzung. 
 
Kooperative Instrumente sollen im Vorfeld 
von Auflagen und Abgaben zum Erreichen von 
erwünschtem Umweltverhalten führen. In der Regel 
handelt es sich um Vereinbarungen zwischen staat-
lichen Stellen und der Industrie. Durch freiwillige 
Selbstverpflichtung sollen bestimmte Maßnahmen 
erreicht oder bestimmte Handlungen unterlassen 
werden. Ein Beispiel ist das Öko-Audit als betriebs-
interne Selbststeuerung. Ein Vorteil liegt im unbü-
rokratischen Vorgehen solcher Maßnahmen, die 
Kooperationspartner können rasch auf Anforderun-
gen eingehen. Verhandlungen können aber auch 
lediglich zum Schein geführt werden, um Zeit zu 
gewinnen. 
Informationen sind indirekte umweltpolitische 
Instrumente. Ganz allgemein sollen sie zur Wahr-
nehmung von Umweltproblemen beitragen. Geziel-
te Informationen dienen auch zum Erreichen spezi-
fischer Aufklärungseffekte oder zur erwünschten 
Änderung von Verhalten. Staatliche Umweltkenn-
zeichen sind solche gezielten Informationen, aber 
auch Warnungen vor Gesundheitsgefährdungen, 
wie im Falle von Asbestverseuchungen. Der Nach-
teil dieses Instrumentariums liegt in einer geringen 
Beziehung zwischen Umweltinformation und Um-
welthandeln, wie das Beispiel Tempolimit in 
Deutschland zeigt. In Lateinamerika ist im Gefolge 
der Demokratisierungen die Bedeutung wie generell 
die Möglichkeit der Umweltinformation besonders 
für NGOs gestiegen. 
Die unter 3 bis 5 angeführten Market-Based Initia-
tives spielen in Lateinamerika noch eine unterge-
ordnete Rolle in der Umweltpolitik. Der Global 
Environmental Outlook des UNEP (1999) kritisierte 
für Lateinamerika: „The use of economic incentives 
is still limited“. Etliche Initiativen sind aber festzu-
stellen (vgl. Huber et al. 1998): 
• In La Paz führte die Stadtverwaltung 1994 eine 
Abfallgebühr ein, die sich nach der verbrauch-
ten Strommenge richtet.  
• In Brasilien sind auf bundes- wie einzelstaatli-
cher Ebene verschiedene Steuern für den 
Verbrauch natürlicher Ressourcen in Kraft, die 
bedeutendsten im Hydroenergiesektor, die 
1993 zu US$ 315 Mio. Einnahmen führten und 
im Erdölsektor, was US$ 97 Mio. Einnahmen 
erbrachte.  
• In Chile existieren handelbare Wasserrechte, 
steuerliche Anreize für Aufforstung, handelba-
re Fischfangquoten und steuerliche Anreize für 
technologische Neuerungen, die Ozon reduzie-
ren. 
• In Quito existiert ein Abgabesystem für indus-
trielle Abwässer. Je nach Verschmutzung müs-
sen die Verursacher Abgaben bezahlen, kon-
trolliert wird durch regelmäßige Messungen. 
• Auch Ökolabeling existiert in Lateinamerika, 
besonders in der exportorientierten Industrie. In 
El Salvador beispielsweise wurde ein Ökolabel 
für ökologisch produzierten Kaffee (ECO-OK) 
eingeführt, um einen Anreiz zur umweltfreund-
lichen Produktion von Kaffee zu schaffen. 
• Die mexikanische Industrie ist stark in der 
freiwilligen Einführung von ISO 14000 Nor-
men, die Umweltstandards setzen, engagiert. 
Trotz dieser Initiativen sind noch viele Defizite zu 
vermerken. Ökonomen gehen zwar von einer größe-
ren Effizienz und Effektivität ökonomischer In-
strumente in der Umweltpolitik auf, MBIs weisen 
aber realiter grundsätzlich ähnliche Defizite wie 
CACs in der Durchsetzung auf. Auch bei MBIs gilt: 
Regeln müssen durchgesetzt und kontrolliert, Ver-
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stöße geahndet werden. In Kolumbien ergäben 
Abgaben zur Wasser- und Forstnutzung seit ihrer 
Einführung vor fast 20 Jahren ein Einkommen von 
US$ 90 Mio., lediglich US$ 116.000 wurden tat-
sächlich eingesammelt (Huber et al. 1998: 56). 
4. Umweltpolitik und Neoliberalismus 
Obwohl Umweltpolitik in Lateinamerika etwas an 
Bedeutung gewonnen hat, schreitet die Umweltzer-
störung weiter fort. Als Ursache für den mangeln-
den Erfolg von Umweltpolitik wird häufig der Neo-
liberalismus identifiziert. Der Global Environ-
mental Outlook des UNEP (1999) konstatiert für 
Lateinamerika: „The fundamental economic objec-
tive remains the implementation and expansion of a 
liberal approach which relies on export growth and 
foreign capital inflows, regardless of the conse-
quences for the environment and the preservation of 
natural ressources, and with no internalization of 
environmental costs. Economic policies continue to 
be drafted according to criteria that imply unsus-
tainability and, in some cases, sheer indifference to 
environmental impacts”. Auch andere Kritiker der 
aktuellen Umweltprobleme (wie Haque 1999) ver-
weisen auf neoliberale Prinzipien und Politiken, die 
im Widerspruch zu Prinzipien nachhaltiger Ent-
wicklung stehen sollen: 
• Die Expansion des Marktes gilt als eine direkte 
Ursache von Umweltzerstörung. Der markt-
wirtschaftliche Wettbewerb, der rein profitori-
entiert sei, zwinge zu Umweltverschmutzung.  
• Die Reduzierung der Rolle des Staates, beson-
ders im sozialen Bereich, führt zu mehr Armut, 
was letztlich mehr Umweltzerstörung bewirkt. 
Die ländlichen Armen benötigen Anbaufläche 
und zerstören Wald, die städtischen Armen er-
höhen durch Abfälle und Abwässer in den Bal-
lungszentren die Umweltverschmutzung. 
• Deregulierung und Privatisierung führen zu 
einem Preisanstieg vieler Produkte und üben 
dadurch Druck auf natürliche Ressourcen aus. 
• Auf staatlicher Seite führt Deregulierung und 
Privatisierung auch zu Budgetkürzungen der 
staatlichen umweltpolitischen Institutionen, die 
nicht mehr funktionsfähig sind. 
• Die Liberalisierung des Handels führt zur Ex-
pansion von cash-crops und Monokulturen, die 
ökologisch schädlich sind. 
• Generell beinhaltet neoliberale Ideologie als 
primäres Ziel die Förderung von Wachstum 
und Produktivität, basierend auf marktwirt-
schaftlichem Wettbewerb. Darauf aufbauende 
Entwicklungsstrategien vernachlässigen soziale 
wie ökologische Probleme und vertrauen dar-
auf, dass Marktkräfte diese Probleme von allein 
lösen. 
• Die Globalisierung dieser Ideologie sowie des 
westlichen Konsumstils verschärft ökologische 
Probleme. 
Diese Auswirkungen neoliberaler Politik sollten 
differenzierter bewertet werden: 
• Ob marktwirtschaftlicher Wettbewerb per se 
umweltschädlich ist, muss hinterfragt werden. 
Gelten umweltpolitische Regeln und Auflagen 
für alle, so stellen sie keinen Nachteil mehr im 
ökonomischen Wettbewerb dar. 
• Der Zusammenhang Neoliberalismus-Armut-
Umweltzerstörung ist weitaus komplexer, als in 
den Ausführungen Haques dargestellt. Es ist 
bekannt, dass Armut, vor allem ländliche, eine 
Ursache von Umweltzerstörung ist, besonders 
in Entwicklungsländern. Aber die Kritik am 
Neoliberalismus im sozialen Bereich ist zu ein-
fach. Zu fragen ist, was für die Zunahme der 
Armut in Lateinamerika in den 80er Jahren 
verantwortlich war, die Spätwirkungen der ISI, 
die Verschuldungskrise, oder etwa doch neoli-
berale Politiken, die aber in etlichen lateiname-
rikanischen Ländern erst in den 90er Jahren 
einsetzte. In der Sozialbilanz können für neoli-
berale Politiken auch Erfolge konstatiert wer-
den, zumindest Anfangs. Die Stabilisierung der 
lateinamerikanischen Ökonomien nach der 
Verschuldungskrise und der Hyperinflation hat-
te klar positive Effekte für die Armen. Insofern 
sind hier differenzierte Untersuchungen und 
nicht einfache Polemik gefragt. 
• Ob Deregulierung und Privatisierung zu Teue-
rungen führt, ist zweifelhaft. Ökonomen gehen 
eher von einem Preisrückgang aufgrund stärke-
rer Konkurrenz aus. Welche Auswirkungen    
über den Preismechanismus auf die Umwelt er-
zielt wird, ist dabei zunächst einmal unklar, da 
dies sehr stark von den einzelnen Produkten 
abhängt. 
• Budgetkürzungen können in der Tat eine nega-
tive Rolle für umweltpolitische Organe spielen. 
Ein größeres Problem ist aber die mangelnde 
Durchsetzung umweltpolitischer Normen, die 
aber weniger von der Größe, sondern mehr von 
der Effizienz des Staates abhängt.  
• Ökologisch negativ zu sehen sind exportorien-
tierte cash-crops und Monokulturen. Beispiele 
wären die Bananenplantagen in Mittelamerika, 
auch die Holzindustrie in Chile ist kein beson-
ders ökologisch orientierter Industriezweig. Es 
kann aber eingewandt werden, dass die Mög-
lichkeiten der Diversifizierung landwirtschaft-
licher Produkte nicht so sehr durch Neolibera-
lismus, sondern eher durch den Agrarprotektio-
nismus Japans, der USA und der EU einge-
schränkt sind. Nicht zuviel, eher zuwenig Neo-
liberalismus zeigt hier negative Auswirkungen. 
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Die Liberalisierungen im Rahmen neoliberaler 
Orientierungen können auch positive umwelt-
politische Effekte haben: Externe Einflüsse 
verstärken den Umweltschutz durch die Orien-
tierung der Umweltschutzgesetzgebung an aus-
ländischen Richtlinien und Standards, durch 
die Einführung neuer Technologien, in der Or-
ganisation des Umweltschutzes oder in der Be-
achtung von Qualitätsanforderungen im Aus-
land. Auch das Interesse der brasilianischen In-
dustrie an Öko-Audits und der ISO 14000-
Norm lässt sich durch die internationale Ein-
bindung erklären. 
• Die neoliberale Ideologie und darauf basieren-
de marktorientierte Strategien räumen sicher-
lich Umweltfragen zunächst nur wenig Raum 
ein. Dies betrifft aber lediglich marktfunda-
mentalistische Positionen. Gemäßigtere Positi-
onen, etwa ordoliberale, bieten durchaus Mög-
lichkeiten einer regulierenden Umweltpolitik. 
Dabei gilt, dass umweltpolitische CAC-Instru-
mente in einem grundsätzlichen Widerspruch 
stehen zu neoliberalen Prinzipien und Politiken 
der Deregulierung, Liberalisierung und der Ab-
lehnung direkter staatlicher Eingriffe in den 
marktwirtschaftlichen Wettbewerb. Dies gilt 
aber nicht für MBIs. Marktkonforme umwelt-
politische Instrumente sind durchaus vereinbar 
mit Neoliberalismus, und zwar sowohl mit neo-
liberaler Ideologie als auch mit neoliberaler 
Praxis. Neoliberalismus kann daher nicht per se 
für alle Defizite in der Umweltpolitik verant-
wortlich gemacht werden.  
• Was negativ zu Buche schlägt, ist der man-
gelnde politische Wille, Umweltpolitik einen 
größeren Stellenwert einzuräumen (ein Fakt, 
der nicht nur für Lateinamerika zu konstatieren 
ist). Es ist aber fraglich, ob speziell der Neoli-
beralismus dafür verantwortlich gemacht wer-
den kann. Nicht nur für neoliberale Ansätze, 
sondern für fast alle Wirtschaftsideologien,       
-theorien und -strategien gilt: Ökonomie hat 
Vorrang vor Ökologie. Mansilla (2001) führt 
den Leitartikel einer bolivianischen Tageszei-
tung an, der diese Einstellung auf den Punkt 
brachte: Es sei zwar vernünftig, sich um die 
Bewahrung von Naturkreisläufen zu kümmern, 
aber die Sorge um die Ökosysteme dürfe weder 
das wirtschaftliche Wachstum beeinträchtigen 
noch das Erschließen neuer Ressourcen behin-
dern, noch den Bau neuer Straßen verhindern. 
Ökonomie habe letztendlich einen klaren Vor-
rang vor Ökologie. Diese Position vertrat auch 
der Direktor der bolivianischen Forstbehörde, 
der ebenfalls meinte, die grundsätzliche Ver-
haltensregel sei eindeutig und unumstritten: 
Die Wirtschaftsentfaltung habe einen klaren 
Vorrang vor ökologischen Sorgen (Mansilla 
2001: 36). Aus der besonderen Problematik 
von Entwicklungsländern heraus wird ein Kon-
flikt zwischen nachholender und nachhaltiger 
Entwicklung konstruiert, dem nachhaltige Ent-
wicklung geopfert wird. 
5. Ausblick 
Umwelt genießt derzeit nur einen untergeordneten 
Stellenwert in der Prioritätenliste lateinamerikani-
scher Politik. Die ökonomische Entwicklung hat 
eindeutigen Vorrang. Das lässt sich nicht allein auf 
den neoliberalen Einfluss zurückführen, da selbst 
im Rahmen neoliberaler Strategien Raum für Um-
weltpolitik existiert. Marktorientierte Umweltpoli-
tik ist zumindest mit pragmatischen, gemäßigten 
neoliberalen Positionen vereinbar. Die Gründung 
von Umweltministerien ist ein Indiz für die gestie-
gene Bedeutung von Umweltpolitik zumindest im 
politischen Diskurs. Tatsächliche Fortschritte sind 
aber noch gering, was auch die fortschreitende 
Umweltzerstörung belegt. 
Für die zukünftige Entwicklung von Umweltpo-
litik in Lateinamerika sind zwei Szenarien wahr-
scheinlich. Das erste ist ein pessimistisches Szena-
rio. Die ökonomischen und sozialen Entwicklungen 
der letzten Jahre deuten auf Stagnation, Rezession 
und eine Zunahme sozialer Probleme hin. Die 
anfänglich positiven Effekte des Neoliberalismus 
verblassen immer mehr. Die Boomphase ist nun seit 
einiger Zeit vorbei, wirtschaftliche Probleme und 
Armut nehmen wieder zu. Gleichzeitig sind sozial-
politische Programme, wenn überhaupt existent, 
fragmentiert und lächerlich gering. Dies lässt, auch 
für die Umwelt, nichts Gutes erwarten. Umwelt-
politik wird in dieser Atmosphäre als „Luxusprob-
lem“ angesehen und kann nachholender Entwick-
lung untergeordnet werden.  
Das zweite Szenario kann mit „zynischer Opti-
mismus“ tituliert werden. Auch in Europa hat Um-
weltpolitik erst nach ökologischen Katastrophen 
gestiegene Aufmerksamkeit erfahren. Analog einer 
Verelendungstheorie wird auch in Lateinamerika 
Umweltpolitik dann eine höhere Bedeutung be-
kommen, wenn umweltpolitische Probleme so 
drängend geworden sind, dass sie nicht mehr ver-
nachlässigt werden können. In dieses Szenario passt 
auch folgende Beobachtung: Die zunehmende städ-
tische Armut hat einen perversen umweltpolitisch 
positiven Nebeneffekt. Immer mehr Arme verdie-
nen sich ihren Lebensunterhalt, indem sie den Müll 
durchsuchen und Glas, Papier und Metall sammeln. 
Dadurch entsteht ein umweltpolitisch wünschens-
wertes Recycling wertvoller Ressourcen. Die Ursa-
che für diese umweltpolitisch wünschenswerte 
Entwicklung ist aber leider nicht ökologische Ein-
sicht, sondern bittere Armut. 
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